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Meinungsumfragen der Deutschen Bundesbank zur Euro-Akzeptanz

Die Deutsche Bundesbank hat die Forschungsgruppe Wahlen in Mannheim mit fünf
Meinungsumfragen zur Akzeptanz des Euro in der Bevölkerung beauftragt. Umfrage-
zeitpunkte: April, Juli, Oktober und Dezember 2001, März 2002. Einige Ergebnisse
der ersten drei Umfragewellen (April, Juli, Oktober 2001) sind in die erste Fassung
des Film „Der Weg zum Euro – die letzten Schritte“ eingegangen, der in der Sonder-
ausstellung des Geldmuseums der Bundesbank „Währungen im Übergang“ vom
18. Dezember – 31. März 2001 gezeigt wird.

Die Mehrheit der Bevölkerung (54 %) stand im April 2001 dem Euro skeptisch gegen-
über. Vor dem Hintergrund eines fallenden Euro-Dollar-Kurses und einer steigenden
Inflationsrate wurde die Stimmung bis Juli 2001 trotz vermehrter Informationstätigkeit
über den Euro eher noch kritischer. Anschließend stieg der Euro in der Wertschät-
zung der Bevölkerung – vor dem Hintergrund eines bis September steigenden und
dann nur leicht fallenden Euro-Dollarkurses, einer sinkenden Inflationsrate und einer
noch einmal deutlich zunehmenden Informationstätigkeit über den Euro.

Nicht gut fanden die Einführung des Euro im April 2001 54 %, im Juli 55 %, im Okto-
ber 49 %, im Dezember dann nur noch 46 % der Bevölkerung; gut fanden dies im
Dezember erstmals genau die Hälfte der Befragten. Von der Euro-Schwäche gegen-
über dem Dollar erwarteten im April 2001 50 % der Befragten eher Nachteile als Vor-
teile; im Juli waren es 54 %, im Oktober und Dezember 42 bzw. 43 %. Der Anteil der
Bürger, die vom Euro eine höhere Inflationsrate erwarteten als bei der D-Mark, stieg
von 57 % im April auf 65 % im Juli, um bis Oktober auf 63 % und bis Dezember auf
58 % zu fallen. Informationskampagnen zum Euro waren im April  nur 25 % der Be-
völkerung aufgefallen; im Juli waren es 43 %, im Oktober 48 %, und im Dezember
58 %. Wichtige Informationen aus diesen Informationskampagnen zogen nach eige-
ner Einschätzung im April 9 %, im Juli 13 %, im Oktober 16 % und im Dezember
26 % der Befragten.

Die genannten Durchschnittswerte verdecken z. T. erhebliche Bewertungsunterschie-
de nach Geschlecht, Alter, Bildung und regionaler Herkunft. Einzelheiten der Umfra-
geergebnisse können bei der Presseabteilung der Bundesbank nachgefragt werden;
die geschlechts- und altersspezifischen Ergebnisse der vom 10. – 13. Dezember
2001 veranstalteten Umfrage befinden sich in der Anlage.








